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Grundfragen von Ehe und Familie. Dabei werden Schutz und 
Förderung der Ehe und Familie durch den sozialistischen 
Staat und die für die Gestaltung der Familien- und Partner­
beziehungen unter unseren gesellschaftlichen Bedingungen 
gültigen Maximen durch Hervorhebungen auch optisch in 
das Bewußtsein des Lesers gerückt. In die Betrachtung sind 
Aussagen zur Stabilität der Ehen eingeschlossen (S. 15). Der 
statistische Vergleich — Zahl dpr Ehescheidungen bezogen auf 
die Zahl der insgesamt bestehenden Ehen — kann allerdings 
nicht befriedigen. Er ist in. E. nicht geeignet, Schlußfolgerun­
gen über Dauer. und Festigkeit der /jeweils, innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums geschlossenen Ehen zu treffen. Be­
darf es dazu nicht vielmehr einer jährlichen Fortschreibung, 
die darüber .Auskunft gibt, wieviel von 100 innerhalb eines 
Jahres geschlossenen Ehen im Verlauf der folgenden Jahre 
wieder geschieden werden?

Unsere Beobachtungen vermitteln den Eindruck, daß in 
dieser Hinsicht eine steigende Tendenz besteht. Ein solcher 
Umstand hätte zwar keinen Einfluß auf den mit der sozia­
listischen Familienpolitik eingeschlagenen Weg, sollte aber 
dazu führen, junge Menschen besser auf Ehe und Familie 
vorzubereiten. Den hierzu geäußerten Gedanken der Autoren 
kann man nur zustimmen.

Aus anwaltlicher Sicht ist einzuschätzen, daß. wir es mit 
einer erheblichen Zahl von Scheidungswilligen zu tun ha­
ben, so daß die familienrechtlichen Regelungen an Bedeutung 
gewinnen, die der Konfliktlösung dienen. Dabei wiederum 
sind mit wachsendem Wohlstand der Familien die mit der 
Entstehung und Verteilung des gemeinschaftlichen ehelichen 
Eigentums zusammenhängenden Fragen-wichtig. Demgegen­
über dürften gerichtliche Entscheidungen über die Ehewoh­
nung nach Scheidung (S. 79 ff.) mit der weiteren Verwirk- 

' lichung des Wohnungsbauprogramms an Bedeutung verlie­
ren. .

In einem besonderen Abschnitt (S. 89 ff.) erläutern die 
Autoren die Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts 
zur Rechtsprechung bei der Aufhebung der Eigentumsge­
meinschaft der Ehegatten nach Beendigung der Ehe vom" 
27. Oktobör 1983 (GBl. I 1983 Nr. 32 S. 309), deren Wortlaut 
als Anlage abgedruckt ist.

Die in Ziff, 1.5 der Richtlinie enthaltene- Variante, die 
Übertragung von Alleineigentum in gemeinschaftliches 
Eigentum bei beweglichen Sachen, die der gemeinsamen Le­
bensführung dienen, aus den Nutzungsumständen abzuleiten 
(S; 91 f.), stößt in unserer Praxis allerdings auf Widerspruch. 
Das gilt insbesondere dann, wenn es sich um wertintensive 
Sachen handelt (z. B. einen Pkw), von deren Mitnutzung der 
Ehepartner und andere Familienmitglieder nicht ausge­
schlossen werden können, ohne damit die Familienbeziehun­
gen in Frage zu stellen. Zu dieser Problematik sollte die 
Rechtsprechung ..ausgebaut und dem Informationsbedürfnis 
der Bürger stärker Rechnung getragen werden.

In jeder Hinsicht zu unterstreichen ist die an beide Ehe­
gatten gerichtete Forderung, sich der Aufteilung des gemein­
schaftlichen Eigentums mit Vernunft und Sachlichkeit zu 
widmen (S. 100 f.). Leider ist es noch nicht seltene Ausnahme, 
daß derjenige einen Vorteil erlangt, der es versteht, sich 
„rechtzeitig“ in den Besitz ihm .wichtig erscheinender Gegen­
stände zu setzen, während dem anderen nur die Beweislast 
bleibt. Das Ziel, es demjenigen schwer zu machen, der „nur 
an sich denkt“, muß erst noch erreicht werden.

Uneingeschränkt zuzustimmen ist den Darlegungen zur 
Übertragung des Erziehungsrechts (S. 49 ff.). Es ist allerdings 
anzumerken, daß der Anteil junger Väter, die sich im glei­
chen Maße wie die Mütter um die Pflege,. Betreuung und 
Erziehung ihrer Kinder kümmern und bestrebt sind, Gleich­
berechtigung zu praktizieren, offensichtlich im Wachsen be­
griffen ist. Um so größer ist bei diesen Vätern die Enttäu­
schung, wenn ihnen das Erziehungsrecht nicht übertragen 
Wird. Gerade unter Beachtung des Gesichtspunktes der „Ver­
wurzelung der Kinder im weiteren Familienkreis“ (S. 60) — 
das sind in der Regel die oft sehr engen emotionalen Bindun­
gen zu den Großeltern — ist der nachdrückliche Hinweis der 
Autoren hervorzuheben, daß dem nichterziehungsberechtig- 
ten Elternteil die Umgangsbefugnis nach dem Gesetz zusteht.
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Im Abschnitt „Aufwendungen' und Unterhalt“ (S. 67 ff.) 
vermißt man Ausführungen zu den sich aus §§ 12, 17 FGB 
ergebenden Rechtsfolgen im Schoidungsfall. Wird der wirt­
schaftlich schwächere Ehegatte anwaltlich vertreten, so ach­
tet der Prozeßbevollmächtigte selbstverständlich darauf, daß 
der Zahlungspflichtige sich entsprechend seinem Leistungs­
vermögen am Familienaufwand beteiligt. Die Erfüllung die­
ser Verpflichtung ist leider durchaus noch nicht immer selbst­
verständlich. Es wäre wünschenswert, die dazu in der Recht­
sprechung herausgearbeiteten Orientierungen zu vermitteln. 
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